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Die ordentliche Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptversammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionärinnen und Aktionäre sowie ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von 

der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten. Einzelheiten hierzu, 

insbesondere zu den Rechten der Aktionärinnen und Aktionären sowie ihrer Bevollmächtigten 

entnehmen Sie bitte dem Abschnitt II. („Informationen zur Durchführung der virtuellen 

Hauptversammlung“). Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist der Sitz der 

Gesellschaft, 68161 Mannheim, S 6,35. Bitte beachten Sie, dass Aktionärinnen und Aktionäre 

sowie ihre Bevollmächtigten die virtuelle Hauptversammlung nicht vor Ort verfolgen können. 

 

Die gesamte virtuelle Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten 

Aktionärinnen und Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten im Internet unter der Internetadresse 

https://performance.one/hv2022 im passwortgeschützten Internetservice live in Bild und Ton 

übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten erfolgt 

ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Nähere Erläuterungen hierzu finden Sie 

nachstehend im Anschluss an die Tagesordnung. 

 
 

I. 
Tagesordnung 

 

 

 

Tagesordnung 

 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Performance One AG 

(vormals suchdialog AG) zum 31.12.2021 sowie des Berichts des Aufsichtsrats 

über das Geschäftsjahr 2021. 

 

Der vom Vorstand aufgestellte Jahresabschluss 2021 wurden vom Aufsichtsrat jeweils gemäß 

§ 172 AktG am 18.07.2022 gebilligt. Die Jahresabschlüsse sind damit festgestellt und eine 

Feststellung durch die Hauptversammlung entfällt gemäß § 173 AktG. 

https://performance.one/hv2022


Die Jahresabschlüsse und der Bericht des Aufsichtsrats sind der Hauptversammlung, ohne 

dass es nach Aktiengesetz einer Beschlussfassung bedarf, zugänglich zu machen. 

Die vorstehenden Unterlagen werden zur Einsichtnahme durch die Aktionäre am Tag der 

Hauptversammlung online zugänglich sein. Sie werden zudem während der 

Hauptversammlung zugänglich sein. 

 

Die Unterlagen für die Performance One AG und den Konzern für das Geschäftsjahr 2021 sind 

im Internet unter https://performance.one/hv2022 zugänglich. Ferner werden die genannten 

Unterlagen dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein.  

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen (§§ 172 und 173 Aktiengesetz) ist zum 

Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den vom 

Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss gebilligt hat. Der 

Jahresabschluss ist damit festgestellt. 

 

 

 

2. Entlastung der Mitglieder des Vorstands 

 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen die Entlastung der im Geschäftsjahr 2021 amtierenden 

Mitglieder des Vorstands in diesem Zeitraum vor. 

 

 

3. Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen die Entlastung der im Geschäftsjahr 2021 amtierenden 

Mitglieder des Aufsichtsrats in diesem Zeitraum vor. 

 

 

4. Wahl der Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das 

Geschäftsjahr 2022 die Falk GmbH & Co KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft, Im Breitspiel 21, 69121 Heidelberg, zu wählen. Der Aufsichtsrat 

hat keinen Prüfungsausschuss gebildet. Anstelle des Prüfungsausschusses hat der 

Aufsichtsrat erklärt, dass sein Wahlvorschlag für die Wahl des Abschlussprüfers und 

Konzernabschlussprüfers frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm im 

Hinblick auf die Auswahl eines bestimmten Abschlussprüfers keine Beschränkung im Sinne 

des Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung auferlegt wurde. Die Falk GmbH & Co 

KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Heidelberg, hat gegenüber 

dem Aufsichtsrat erklärt, dass keine geschäftlichen, finanziellen, persönlichen oder sonstigen 

Beziehungen zwischen ihr, ihren Organen und Prüfungsleitern einerseits und dem 

Unternehmen und seinen Organmitgliedern andererseits bestehen, die Zweifel an ihrer 

Unabhängigkeit begründen könnten. 

 

5. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 

sowie über die entsprechende Änderung der Satzung 

 

https://performance.one/hv2022


Der Vorstand der Gesellschaft wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 

26.08.2021 ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals um insgesamt bis zu 352.508 EUR 

durch Ausgabe neuer Aktien zu erhöhen, wobei das Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten 

Fällen ausgeschlossen werden kann. Diese Ermächtigung wurde am 2.09.2021 als 

Genehmigtes Kapital 2021 in das Handelsregister eingetragen. Von dieser Ermächtigung 

wurde voller Höhe Gebrauch gemacht, so dass derzeit kein genehmigtes Kapital mehr besteht. 

 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, eine neue Ermächtigung zu beschließen, damit der 

Vorstand in vollem Umfang über die notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügt 

und auch künftig die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den geschäftlichen 

Erfordernissen anpassen kann. 

a) Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2022/I und Satzungsänderung 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30.08.2027 das 

Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals um bis zu insgesamt 

528.762,00 Euro durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022/I). Dabei ist den Aktionären ein 

Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von einem vom Vorstand 

bestimmten Kreditinstitut mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).  

 

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats berechtigt, das gesetzliche Bezugsrecht 

der Aktionäre auszuschließen, 

 

1. zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, 

 

2. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien, 

für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, den Börsenkurs der bereits börsennotierten 

Aktien nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder 

im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung; auf die Grenze von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien 

anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Auf die 

Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist deshalb auch die Veräußerung eigener Aktien 

anzurechnen, wenn die Veräußerung auf Grund einer im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 

genehmigten Kapitals gültigen Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien unter 

Bezugsrechtsausschluss erfolgt; 

 

3. wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) zum Zwecke des Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen erfolgt; 

 

4. soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien zeichnet und 

sichergestellt ist, dass den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht eingeräumt wird; 

 

5. wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

 



Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2022/I festzulegen. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 

Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2022/I oder 

nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

2022/I anzupassen. 

 

Die Regelung in § 5 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt vollständig neu gefasst: 

 

„3. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30.08.2027 das 

Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals um bis zu insgesamt 

528.762,00 Euro durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022/I). Dabei ist den Aktionären ein 

Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von einem vom Vorstand 

bestimmten Kreditinstitut mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).  

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats berechtigt, das gesetzliche Bezugsrecht 

der Aktionäre auszuschließen, 

1. zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, 

2. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien, 

für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, den Börsenkurs der bereits börsennotierten 

Aktien nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder 

im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung; auf die Grenze von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien 

anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Auf die 

Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist deshalb auch die Veräußerung eigener Aktien 

anzurechnen, wenn die Veräußerung aufgrund einer im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 

genehmigten Kapitals gültigen Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien unter 

Bezugsrechtsausschluss erfolgt; 

3. wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) zum Zwecke des Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen erfolgt; 

4. soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien zeichnet und 

sichergestellt ist, dass den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht eingeräumt wird; 

5. wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2022/I festzulegen. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 

Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2022/I oder 

nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

2022/I anzupassen.“ 

 

 

 

 



II. Berichte an die Hauptversammlung 

 

1. Gemäß § 175 Abs. 2 AktG sind der Jahresabschluss 2021, der vom Aufsichtsrat 

gebilligte Einzelabschluss nach § 325 Abs. 2a des Handelsgesetzbuchs, der 

Bericht des Aufsichtsrats und der Bericht des Vorstands zum Tagesordnungspunkt 

5 von der Einberufung in dem Geschäftsraum der Gesellschaft zur Einsicht der 

Aktionäre auszulegen. Auf Verlangen ist jedem Aktionär unverzüglich eine 

Abschrift der Vorlagen zu erteilen. 

 

 

2. Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 5 der 

Tagesordnung gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

Berichte des Vorstandes an die Hauptversammlung 

zu Tagesordnungspunkt 5 (Genehmigtes Kapital 2022/I) 

Der Vorstand hat den nachfolgenden schriftlichen Bericht an die Hauptversammlung zu 

Tagesordnungspunkt 5 (Genehmigtes Kapital 2022/I) gemäß § 203 Abs. 2, § 186 Abs. 4 Satz 

2 AktG erstattet. 

Vorstand und Aufsichtsrat der Performance One AG schlagen der Hauptversammlung am 

31.08.2022 die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals vor. Um der Gesellschaft 

weiterhin vollumfängliche kursschonende Möglichkeiten zu eröffnen, auf Marktgegebenheiten 

zu reagieren und um sowohl Bar- als auch Sachkapitalerhöhungen zu ermöglichen, soll die 

Verwaltung der Gesellschaft ermächtigt werden, das Grundkapital der Gesellschaft durch die 

Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bestmöglich zu erhöhen.  

Insgesamt soll das Grundkapital um bis zu EUR 528.762,00 einmalig oder mehrmalig gegen 

Bar- und/oder Sacheinlagen durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien erhöht werden können. Die Ermächtigung soll auf die längste gesetzlich zulässige 

Frist von fünf Jahren erteilt werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer 

Aktien aus dem genehmigten Kapital soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, kurzfristig auf 

Finanzierungserfordernisse reagieren zu können. Durch die Ermächtigung des Vorstands, das 

Grundkapital im Rahmen des Beschlussvorschlags ohne weiteren 

Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen, soll der Vorstand außerdem in die Lage versetzt 

werden, ohne Beanspruchung der Kapitalmärkte Unternehmen, Unternehmensteile oder 

Beteiligungen an Unternehmen von Dritten gegen Ausgabe von Aktien zu erwerben oder sich 

mit diesen zusammenzuschließen.  

Bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht 

auf die neuen Aktien.  

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats unter bestimmten Voraussetzungen auszuschließen. Der Vorstand erstattet 

daher diesen Bericht gemäß § 203 Abs. 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG über die Gründe 

für den Ausschluss des Bezugsrechts.  



Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen 

Die vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge soll die 

Abwicklung der Aktienausgabe mit einem grundsätzlichen Bezugsrecht der Aktionäre 

erleichtern. Spitzenbeträge können sich aus der Höhe des vom Vorstand im Rahmen der 

Ermächtigung festzulegenden Emissionsvolumens und dem Bezugsverhältnis ergeben, wenn 

nicht alle neu auszugebenden Aktien gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können, 

so z. B. wenn Aktionären aufgrund ihres Aktienbesitzes nicht ausschließlich volle 

Aktienstückzahlen zum Bezug zugeteilt werden können. Die Spitzenbeträge und deren Wert 

je Aktionär sind in der Regel gering. Der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen 

Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge ist erheblich höher. Ein Ausschluss des 

Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient daher der Praktikabilität und der erleichterten 

Durchführung einer Aktienausgabe. Die als sog. freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 

dann ausgeschlossenen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 

mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Vorstand und Aufsichtsrat halten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für 

sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. 

Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG  

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats außerdem 

ausgeschlossen werden können, wenn die Aktien nach § 203 Abs. 1, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet und 

wenn der auf die ausgegebenen Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag die in § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG festgelegte Grenze von 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt. Es wird 

damit von der vom Gesetzgeber in § 186 Abs. 3 S. 4 AktG eröffneten Möglichkeit des 

erleichterten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Die Ermächtigung setzt die 

Gesellschaft in die Lage, auch kurzfristig einen Kapitalbedarf zu decken und auf diese Weise 

sich ergebende Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts ermöglicht ein sehr schnelles Agieren und eine Platzierung nahe am 

Börsenkurs, das heißt ohne den bei Bezugsemissionen üblichen Abschlag. Weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausübung darf 

diese Kapitalerhöhung 10 % des bestehenden Grundkapitals übersteigen. Auf diese 10 % sind 

diejenigen Aktien anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder 

mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Mit 

dieser Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren 

Anteilsbesitz Rechnung getragen. Jeder Aktionär kann zur Aufrechterhaltung seiner 

Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben, da die 

neuen Aktien nahe am Börsenkurs ausgegeben werden. Es wird daher sichergestellt, dass in 

Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG die Vermögens- 

wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei einer Ausnutzung des genehmigten 

Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt werden. 

Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen 

Der Vorstand soll überdies ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht bei Sachkapitalerhöhungen auszuschließen. Hiermit soll der Vorstand in die Lage 

versetzt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in geeigneten Fällen Unternehmen, 

Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen bzw. Sachwerte gegen Überlassung 

von Aktien der Gesellschaft, auch im Wege des Unternehmenszusammenschlusses, erwerben 



zu können. Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und 

internationalen Märkten rasch und erfolgreich auf vorteilhafte Angebote oder sich sonst 

bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen bzw. von Sachwerten an Unternehmen oder zum Zusammenschluss mit 

Unternehmen reagieren zu können. Nicht selten ergibt sich aus Verhandlungen die 

Notwendigkeit, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien bereitzustellen. Um den Erwerb 

auch in diesen Fällen durchführen zu können, muss die Gesellschaft erforderlichenfalls die 

Möglichkeit haben, kurzfristig ihr Kapital unter Bezugsrechtsausschluss gegen Sacheinlagen 

zu erhöhen. Der Ausgabebetrag für die Aktien wird dabei vom Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats unter angemessener Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und der 

Aktionäre festgelegt. Die kurzfristige Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung 

zur Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung kommt hierfür meist nicht in Betracht, da 

zum einen mit der Einberufung und Abhaltung der Hauptversammlung hohe Kosten verbunden 

sind, zum anderen aufgrund der bestehenden Einberufungsfristen eine kurzfristige Befassung 

der Hauptversammlung und Umsetzung eines Beschlusses nicht möglich wäre. Konkrete 

Erwerbsvorhaben, zu deren Durchführung das Kapital mit Bezugsrechtsausschluss erhöht 

werden soll, bestehen gegenwärtig nicht. Durch die Höhe des vorgeschlagenen neuen 

genehmigten Kapitals in Höhe von 50 % des bestehenden Grundkapitals soll sichergestellt 

werden, dass auch größere Akquisitionen, sei es gegen Barleistung, sei es gegen Aktien oder 

eine Kombination von Barleistung und Aktien, finanziert werden können. Wenn sich 

Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen bzw. von Sachwerten konkretisieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er 

vom genehmigten Kapital Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann tun, wenn der Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen bzw. von 

Sachwerten gegen Gewährung von Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse 

derselben liegt. Er wird hierbei auch prüfen, ob das konkrete Vorhaben in Übereinstimmung 

mit dem satzungsmäßigen Unternehmensgegenstand steht und ob die konkreten Tatsachen 

von der abstrakten Umschreibung des Vorhabens im Ermächtigungsbeschluss gedeckt sind. 

Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, wird auch der Aufsichtsrat seine erforderliche 

Zustimmung zum Bezugsrechtsausschluss erteilen. Bei der Festlegung der 

Bewertungsrelation wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre 

angemessen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes der als 

Gegenleistung gewährten Aktien am Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft orientieren und 

ferner sicherstellen, dass der Wert der zu erwerbenden Unternehmen, Unternehmensteile 

oder Beteiligungen an Unternehmen bzw. der Sachwerte in einem angemessenen Verhältnis 

zu dem Wert der hierfür als Gegenleistung gewährten Aktien steht. 

Mittelbares Bezugsrecht 

Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

auszuschließen, soweit ein geeigneter Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien mit 

der Verpflichtung übernimmt, sie den Aktionären so zum Bezug anzubieten, wie diese ohne 

Ausschluss des Bezugsrechts insoweit bezugsberechtigt wären. Dabei handelt es sich zwar 

der Sache nach um einen Ausschluss des Bezugsrechts; es wird jedoch sichergestellt, dass 

die Aktionäre - wie bei Einräumung eines mittelbaren Bezugsrechts nach § 186 Abs. 5 AktG - 

Aktien zeichnen können und damit nicht schlechter stehen wie bei Einräumung eines 

mittelbaren Bezugsrechts nach § 186 Abs. 5 AktG. Die Gesellschaft wird insbesondere prüfen, 

ob es einen hinreichenden sachlichen Grund für die Einschaltung eines Zeichners gibt, der 

nicht die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllt, d. h. nicht Kreditinstitut oder ein nach 



§ 53 Abs. 1 S. 1 oder § 53 b Abs. 1 S. 1 oder Abs. 7 KWG tätiges Unternehmen ist. Die 

Gesellschaft wird ferner sämtliche zumutbaren Anstrengungen im Hinblick auf das 

Zuteilungsverfahren unternehmen, um die mittelbare Bezugsmöglichkeit der Aktionäre 

sicherzustellen. Die Gesellschaft erhält hierdurch die Möglichkeit, die Kapitalerhöhung 

gegebenenfalls auch ohne die Einschaltung eines Kreditinstituts oder eines nach § 53 Abs. 1 

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen 

Unternehmens in voller Höhe gegebenenfalls in anderen Märkten sowie kostengünstiger zu 

platzieren. 

Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft 

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht auszuschließen, wenn der Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft liegt. Der Vorstand soll somit die Möglichkeit erhalten, für nicht 

vorhersehbare Fälle das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Der Vorstand wird in 

jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Er wird es nur dann tun, 

wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Im Einzelfall sind Fallgruppen 

denkbar, bei denen das Interesse der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen das Interesse der Aktionäre am Verwässerungsschutz deutlich überwiegt. 

 

 

 

 

 

 

 

III. 
Informationen zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung 

 
 
Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, die Hauptversammlung 

gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 

Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 

COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 (BGBl. I, S. 570), geändert durch das Gesetz zur 

weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung 

pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- 

und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I, S. 3328 ff.) und zuletzt geändert durch  

Art. 15 und 16 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 2021“ und 

zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen und 

Hochwassern im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze vom 10. September 2021 

(nachfolgend „COVID-19-Gesetz“), als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz 

der Aktionärinnen und Aktionäre (nachfolgend jeweils „Aktionäre“) sowie ihrer 

Bevollmächtigten abzuhalten. 

 

 

 

Informationen zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung 



 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 

Die Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach Maßgabe des Gesetzes 

über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und 

Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 

(„COVID-19-Gesetz“) in seiner aktuellen Fassung als virtuelle Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abgehalten. 

Gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 COVID-19-Gesetz und § 18 Abs. 3 der Satzung wird die 

Hauptversammlung am 31. August 2022 ab 11:00 Uhr (MESZ) live in Bild und Ton über die 

Internetseite der Gesellschaft unter https://performance.one/hv2022 im passwortgeschützten 

Internetservice übertragen. 

Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten ist ausgeschlossen. Die 

Stimmrechtsausübung der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten erfolgt daher ausschließlich 

im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

Adressen für die Anmeldung und eventuelle Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge 

Wir geben folgende Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse für die 

Anmeldung zur Hauptversammlung an: 

PERFORMANCE ONE AG 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Telefax: +49 89 889 690 633 

E-Mail: anmeldung@better-orange.de 

Folgende Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse steht für eventuelle 

Gegenanträge und Wahlvorschläge zur Verfügung: 

PERFORMANCE ONE AG 

S6, 35 

D – 68161 Mannheim 

Telefax: +49 621 9500 044 

E-Mail: vorstand@performance.one 

 

Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des 

Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Hauptversammlung gestellt, 

wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär 

ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 



Hinweise zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung 

Nicht börsennotierte Gesellschaften sind in der Einberufung lediglich zur Angabe von Firma 

und Sitz der Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung, der Tagesordnung sowie oben 

genannter Adressen verpflichtet. Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um den Aktionären 

die Teilnahme an der Hauptversammlung zu erleichtern. 

 

Zur Teilnahme an der virtuellen Versammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig anmelden und am Tag der virtuellen 

Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sind. Die Anmeldung muss der Gesellschaft 

unter der oben genannten Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse oder über den 

passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://performance.one/hv2022 mindestens 6 Tage vor der Versammlung, also bis zum 24. 

August 2022 (24:00 Uhr MESZ), zugehen. 

Mit der Einladung erhalten die Aktionäre Zugangsdaten (Zugangskennung und individuelles 

Zugangspasswort) für den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der 

Gesellschaft.  

Mit den Zugangsdaten kann die Anmeldung über den passwortgeschützten Internetservice 

unter https://performance.one/hv2022 vorgenommen werden. Die Anmeldung kann auch an 

die vorgenannte Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zur Anmeldung zur virtuellen 

Hauptversammlung in Textform (§ 126b BGB) erfolgen. 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung müssen Aktionäre und ihre 

Bevollmächtigten sich am Tag der Hauptversammlung mit den Zugangsdaten im 

passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://performance.one/hv2022 einloggen.  

Die Aktien werden durch die Anmeldung zur Hauptversammlung nicht gesperrt oder blockiert. 

Aktionäre können über ihre Aktien daher auch nach erfolgter Anmeldung weiterhin frei 

verfügen. Für das Teilnahme- und Stimmrecht ist der am Tag der virtuellen Hauptversammlung 

im Aktienregister eingetragene Aktienbestand maßgebend. Dieser wird dem Bestand zum 

Anmeldeschluss am 24. August 2022, 24:00 Uhr (MESZ) entsprechen, da aus 

arbeitstechnischen Gründen von dem Anmeldeschluss bis zum Tag der Hauptversammlung 

keine Umschreibungen im Aktienregister mehr stattfinden (Umschreibungsstopp). Technisch 

maßgeblicher Bestandsstichtag (sogenannter Technical Record Date) ist daher der Ablauf des 

24. August 2022. Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch nicht im Aktienregister 

eingetragen sind, werden daher gebeten, Umschreibungsanträge so zeitnah wie möglich zu 

stellen. 

Die weiteren Einzelheiten können Aktionäre der Satzung der Gesellschaft entnehmen, die auf 

der Internetseite der Gesellschaft verfügbar ist. 

Hinweise zur Stimmrechtsausübung 

Die Stimmrechtsausübung durch Aktionäre und ihre Bevollmächtigten ist gemäß § 1 Abs. 2 S. 

1 Nr. 2, Abs. 8 S. 1 COVID-19-Gesetz im Wege der elektronischen Kommunikation als 



Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter möglich. 

Verfahren für die Stimmabgabe per elektronischer Briefwahl 

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können ihre Stimme über elektronische Kommunikation 

per Briefwahl abgeben. Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der elektronischen Briefwahl 

sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig zur virtuellen Hauptversammlung 

angemeldet haben. Briefwahlstimmen können unter Nutzung des passwortgeschützten 

Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://performance.one/hv2022 bis 

zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 31. August 2022 

abgegeben, geändert oder widerrufen werden. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

Aktionäre können ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch ein Intermediär 

oder eine Vereinigung von Aktionären oder eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. 

Die Erteilung einer Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen der Textform. Auch in diesem Fall ist eine rechtzeitige Anmeldung 

zur virtuellen Hauptversammlung erforderlich. Bevollmächtigte können nicht physisch an der 

Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen 

Aktionäre lediglich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-) 

Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben. Die Nutzung 

des passwortgeschützten Internetservices durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der 

Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 

Die Vollmachtserteilung kann auch über den passwortgeschützten Internetservice auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter https://performance.one/hv2022 vorgenommen, geändert 

oder widerrufen werden. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können sich durch die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Den Stimmrechtsvertretern müssen neben der 

Vollmacht Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werde. Sie üben das 

Stimmrecht ausschließlich auf Grundlage der Weisungen aus. Auch in diesem Fall ist eine 

rechtzeitige Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung erforderlich. Die Vollmacht und die 

Erteilung von Weisungen bedarf der Textform und kann bis spätestens 30. August 2022, 18:00 

Uhr (MESZ), postalisch, per E-Mail oder per Telefax an die vorgenannte Anschrift zur 

Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung übersandt werden. Für die Vollmachtserteilung 

mit Weisungen an die Stimmrechtsvertreter kann das Formular verwendet werden, welches 

den Aktionären mit der Einladung übersandt wird. 

Die Vollmachtserteilung mit Weisungen an die Stimmrechtsvertreter kann auch unter Nutzung 

des passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://performance.one/hv2022 bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen 

Hauptversammlung am 31. August 2022 vorgenommen, geändert oder widerrufen werden. 

Fragerecht der Aktionäre 



Aktionäre und ihre Bevollmächtigten haben gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 3, Abs. 8 S. 1 COVID-

19-Gesetz ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation. Hierfür müssen sich 

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten zuvor ordnungsgemäß anmelden. Der Vorstand 

entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. Fragen der 

Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten sind bis spätestens 29. August 2022, 24:00 Uhr (MESZ), 

im Wege elektronischer Kommunikation über den passwortgeschützten Internetservice auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter https://performance.one/hv2022 einzureichen. 

Darüber hinaus steht den Aktionären und ihren Bevollmächtigten weder das Auskunftsrecht 

gemäß § 131 AktG noch ein Rede- und Fragerecht in und während der virtuellen 

Hauptversammlung zu. 

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, können gemäß § 1 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4, Abs. 8 S. 1 COVID-19-Gesetz Widerspruch gegen einen Beschluss der 

Hauptversammlung erklären. In Abweichung von § 245 Nr. 1 AktG wird auf das Erfordernis 

des Erscheinens in der Hauptversammlung verzichtet. Der Widerspruch kann am Tag der 

virtuellen Hauptversammlung ab deren Beginn bis zu deren Schließung durch den 

Versammlungsleiter über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter https://performance.one/hv2022 erklärt werden. 

Hinweis zum Datenschutz 

Der Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verarbeitung haben für uns einen hohen 

Stellenwert. In unseren Datenschutzhinweisen haben wir alle Informationen zur Verarbeitung 

personenbezogener Daten unserer Aktionäre übersichtlich und kompakt zusammengefasst. 

Unsere Datenschutzhinweise stehen auf der Internetseite der Gesellschaft unter der 

Internetadresse 

https://performance.one/hv2022 

 

zur Einsicht und zum Download zur Verfügung. 

Mannheim, im Juli 2022 

 

Performance One AG 

Der Vorstand 

 


